
9. Änderung der Satzung 
der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBLS)

Der Verwaltungsrat der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder hat am 10.
Oktober 2006 die nachstehende 9. Satzungsänderung beschlossen:

§ 1
Änderung der Satzung

In den mit der 7. Satzungsänderung eingeführten Ausführungsbestimmungen zu § 65
Abs. 5a werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt:

„(3) 1Eine nach Absatz 1 berechnete Erhöhung des Sanierungsgelds ist für sonstige
Arbeitgeber nach § 65 Abs. 4 Satz 3 Buchst. d, die nicht Mitglieder einer Arbeitgeber-
gruppe sind, auf das 2-fache des nach § 65 Abs. 3 bis 5 ermittelten Sanierungsgelds zu
begrenzen; die Begrenzung erhöht sich vom 1. Januar 2009 an auf das 2,5-fache und
vom 1. Januar 2012 an auf das 3-fache.  

2Bei sonstigen Arbeitgebern im Sinne des Satzes 1 mit 20 und mehr Pflichtversicherten
entscheidet der Vorstand auf Antrag des Beteiligten über eine Entlastung nach Satz 1.
3Eine Entlastung kommt in diesen Fällen nicht in Betracht, wenn die Erhöhung des Sa-
nierungsgelds überwiegend darauf zurückzuführen ist, dass der Beteiligte
a) Ausgliederungen von Versicherten ohne Entrichtung eines anteiligen Gegen-

werts vorgenommen hat,
b) neu eingestellte Arbeitnehmer über Dritte, die nicht bei der VBL beteiligt sind,

beschäftigt und insoweit keine neuen Pflichtversicherten nachrücken oder
c) seine Aufwendungen für die Zusatzversorgung systemwidrig absenkt.
4Der Vorstand kann darüber hinaus in vergleichbaren Fällen, in denen der Beteiligte
ebenfalls die Grundlagen des Finanzierungsverfahrens erheblich beeinträchtigt hat, ei-
ne Entlastung nach Satz 1 ablehnen, wenn die Erhöhung des Sanierungsgelds darauf
zurückzuführen ist. 

5Der Antragsteller trägt insoweit die Darlegungs- und Beweispflicht. 6Der Antrag nach
Satz 2 ist spätestens bis zum Ende des dritten Monats nach Zugang der Jahresrech-
nung schriftlich bei der VBL zu stellen.

7Mindereinnahmen, die durch die Begrenzung des Sanierungsgelds nach Satz 1 ent-
stehen, sind im laufenden Kalenderjahr zunächst den übrigen Beteiligten im Verhältnis
der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte zuzuordnen. 8Anschließend sind die Sanie-
rungsgelder entsprechend den Absätzen 1 bis 3 neu zu berechnen. 9Mindereinnahmen
nach Satz 2 sind ins folgende Kalenderjahr zu übertragen und zusammen mit den in
diesem Jahr zu berücksichtigenden Mindereinnahmen nach Satz 1 entsprechend den
Sätzen 7 und 8 auf die übrigen Beteiligten zu verteilen. 
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(4) 1Für die Berechnung des vom Land Berlin zu entrichtenden Sanierungsgelds
sind bei der Ermittlung des Solldeckungsgrads nach Absatz 1 Satz 2 und des individu-
ellen Deckungsgrads des Landes Berlin nach Absatz 1 Satz 3 die Umlagen des Landes
Berlin in der Höhe zu berücksichtigen, wie sie sich ohne den Tarifvertrag zur Anwen-
dung von Tarifverträgen des öffentlichen Dienstes (Anwendungs-TV Land Berlin) vom
31. Juli 2003 ergeben hätten. 2Dazu sind die Umlagen durch 0,9 zu teilen.
3Entsprechendes gilt für die Entgeltsumme der Pflichtversicherten des Landes Berlin bei
Anwendung des § 65 Abs. 3. 

4Ergeben sich durch die Berechnung des Sanierungsgelds für das Land Berlin nach
Satz 1 gegenüber der Ermittlung des Sanierungsgelds nach den Absätzen 1 und 2 Min-
dereinnahmen, sind diese zunächst den übrigen Beteiligten mit Ausnahme der Betei-
ligten nach § 65 Abs. 4 Satz 3 Buchstabe a und der Beteiligten nach Absatz 3 im Ver-
hältnis der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte zuzuordnen. 5Anschließend sind die
Sanierungsgelder dieser übrigen Beteiligten entsprechend den Absätzen 1 bis 3 neu zu
berechnen.“ 

§ 2
In-Kraft-Treten

Die Satzungsänderung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2006 in Kraft.
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